
 

 
 

 
 
 
 
 
 

AUSGABE 07 | 16.02.2018 

 
 
 
 
 
AUSSCHREIBUNG 
 

Praktikum Öffentliche Verwaltung für Studierende der Rechtswissenschaften 
 
Im Sommersemester 2018 stellen das Land Oberösterreich und die Landeshauptstadt Linz für Studierende des Schwerpunkts 
Öffentliche Verwaltung des Diplomstudiums Rechtswissenschaften an der JKU Linz 4 Praktikant/innen-Stellen für drei Mo-
nate im Zeitraum Juni bis September 2018 zur Verfügung. 
 
Bewerbung: bis zum 16. März 2018 per E-Mail an vwrecht@jku.at (Johannes Kepler Universität Linz, Fachbereich Öffentli-
ches Recht, Univ.-Prof. Dr. Michael Mayrhofer) 

 
 
I. BUNDESGESETZBLATT 
 
BGBl II 24/2018 

Verordnung des Bundesministers für Bildung, Wissenschaft und Forschung über das Verfahren zur Planung und Abwicklung 
von Immobilienprojekten an Universitäten (Universitäten-Immobilienverordnung – Uni-ImmoV) 

 

II. AMTSBLATT DER EU 
 
ABl L 37 v 09.02.2018, 1 

Delegierte Verordnung (EU) 2018/179 der Kommission vom 25. September 2017 zur Änderung der Verordnung (EU)  
Nr 1233/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Anwendung bestimmter Leitlinien auf dem Gebiet der 
öffentlich unterstützten Exportkredite 

 

ABl L 39 v 13.02.2018, 3 

Verordnung (EU) 2018/208 der Kommission vom 12. Februar 2018 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr 389/2013 zur 
Festlegung eines Unionsregisters 

  



ABl L 40 v 13.02.2018, 1 

Delegierte Verordnung (EU) 2018/181 der Kommission vom 18. Oktober 2017 zur Änderung des Anhangs IIIb der Verord-
nung (EG) Nr 1236/2005 des Rates betreffend den Handel mit bestimmten Gütern, die zur Vollstreckung der Todesstra-
fe, zu Folter oder zu anderer grausamer, unmenschlicher oder erniedrigender Behandlung oder Strafe verwendet werden 
könnten 

 

III. VFGH, VWGH, VERWALTUNGSGERICHTE 
 
A. VERFASSUNGSGERICHTSHOF 
 
24.11.2017, E 1041/2016 

Bgld GemeindeO; UVP-G; Zurückweisung der Beschwerde zweier Gemeinden gegen die Genehmigung des Windparks 
Au am Leithaberge mangels Legitimation; Gemeinderatsbeschlüsse zur Beschwerdeerhebung nicht innerhalb der Beschwer-
defrist gefasst; kein subjektives Recht der Gemeinde als Selbstverwaltungskörper auf rechtmäßige Entscheidung eines VwG; 
Parteistellung im Genehmigungsverfahren nur im Hinblick auf „echte“ subjektive öffentliche Rechte 

 

24.11.2017, E 3218/2016 

Stmk Landes-StraßenverwaltungsG; Verletzung im Recht auf ein Verfahren vor dem gesetzlichen Richter sowie im Gleich-
heitsrecht durch Nichtaufgreifen der Unzuständigkeit der bescheiderlassenden Behörde durch das LVwG Steiermark be-
treffend einen Einspruch gegen die Auflassung eines Gemeindewegs 

 

24.11.2017, E 716/2017 

Stmk Landes-SicherheitsG; Verletzung im Recht auf ein faires Verfahren durch Verhängung einer Verwaltungsstrafe we-
gen Lärmerregung und Anstandsverletzung durch Absehen von einer mündlichen Verhandlung vor dem LVwG betreffend 
die Zurechnungsfähigkeit des Beschwerdeführers 

 

24.11.2017, E 2006/2017 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander wegen Gesetzlosigkeit der Aufrechterhal-
tung einer Rückkehrentscheidung trotz ersatzloser Behebung des Bescheids betreffend die Zurückweisung des Antrags ei-
nes serbischen Staatsangehörigen auf Erteilung eines Aufenthaltstitels 

 

24.11.2017, E 2461/2017 

BFA-VerfahrensG; Anlassfall zu VfGH 26.09.2017, G 134/2017 ua 

 

13.12.2017, G 281/2017 (Anlassfall E 2723/2016) 

AusländerbeschäftigungsG; Unsachlichkeit der Ausgestaltung des Punktesystems für Schlüsselarbeitskräfte nach dem 
AusländerbeschäftigungsG in der Fassung 2011 angesichts der Unerreichbarkeit einer vorgesehenen Mindestpunkteanzahl 
für eine Personengruppe ab einer festgelegten Altersgrenze sowie Benachteiligung dieser Personengruppe durch die festge-
legte Altersgrenze 

 

13.12.2017, E 223/2017 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Abweisung eines Folgeantrags 
mangels Klärung möglicher Sachverhaltsänderungen betreffend die Homosexualität eines nigerianischen Staatsangehörigen 

 

13.12.2017, E 940/2017 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Abweisung des Antrags einer tune-
sischen Staatsbürgerin auf internationalen Schutz und Erlassung einer Rückkehrentscheidung mangels hinreichender 



Auseinandersetzung mit den für die Beweiswürdigung maßgeblichen Argumenten betreffend die Belästigung und Bedrohung 
durch ihren Vater und Bruder 

 

13.12.2017, E 2497/2016 ua 

AsylG; Verletzung im Recht auf Gleichbehandlung von Fremden untereinander durch Außerachtlassung der aktuelleren 
Rechtsprechung des VwGH zur asylrelevanten Zwangsrekrutierung eines afghanischen Staatsangehörigen durch die Tali-
ban sowie Nichtberücksichtigung dieses Vorbringens beim subsidiären Schutz; Unterlassung jeglicher Ermittlungen zum 
subsidiären Schutz des minderjährigen Drittbeschwerdeführers 

 

B. VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
 
18.10.2017, Ra 2016/11/0148 

Oö Kinder- und JugendhilfeG; gem § 35 Oö Kinder- und JugendhilfeG gebührt nicht nur Pflegepersonen, sondern (bei Erfül-
lung der weiteren im Gesetz normierten Voraussetzungen) auch nahen Angehörigen ein Betreuungsbeitrag zur teilweisen 
Abdeckung der mit Pflege und Erziehung eines Kindes verbundenen Aufwendungen; zu den „nahen Angehörigen“ zählen 
nicht nur Verwandte oder Verschwägerte, sondern auch die Partnerin oder der Partner eines Elternteils (somit Ehegattin, 
Ehegatte, Lebensgefährtin, Lebensgefährte, eingetragene Partnerin oder eingetragener Partner); das Bestehen eines ge-
meinsamen Haushalts stellt kein grundsätzliches Hindernis für die Zuerkennung eines Betreuungsbeitrags dar  

 

22.11.2017, Ra 2017/03/0098 

TelekommunikationsG; Verhängung einer Geldstrafe; Verwendung von Handsprechfunkgeräten zur Mitarbeiterkommunika-
tion auf einer Baustelle ohne die erforderliche Bewilligung; Handsprechfunkgeräte sind Funkanlagen iSd Telekommunikati-
onsG; dass der Betrieb von Funkanlagen rechtlichen Vorschriften unterliegt, ist für den GF eines Bauunternehmens bei Auf-
wendung der erforderlichen Sorgfalt erkennbar; aus dem Umstand, dass eine Funkanlage rechtmäßig im Handel frei verkauft 
wird, kann nicht darauf geschlossen werden, dass auch der Betrieb zulässig wäre, weil die entsprechenden Rechtsvorschrif-
ten zwischen Inverkehrbringen und Inbetriebnehmen bzw Betreiben von Funkanlagen unterscheiden 

 

16.01.2018, Ra 2017/03/0100 

NÖ JagdG; § 84 Abs 1 NÖ JagdG verpflichtet den Jagdausübungsberechtigten, eine Abschussliste zu führen; wer die Liste 
nicht oder nicht ordnungsgemäß führt, begeht Übertretungen nach § 135 Abs 1 Z 29 erster und zweiter Fall leg cit; letzte-
res ist etwa dann gegeben, wenn die Liste zwar geführt wird, aber inhaltlich unrichtige Eintragungen enthält oder die Eintra-
gungen nicht unverzüglich vorgenommen werden; wird die Abschussliste der Behörde nicht oder nicht ordnungsgemäß 
vorgelegt, sind die Straftatbestände des § 135 Abs 1 Z 29 dritter oder vierter Fall leg cit erfüllt; während § 135 Abs 1 Z 29 
dritter Fall leg cit Fälle pönalisiert, in denen die Abschussliste der Behörde überhaupt nicht vorgelegt wird, betrifft § 135 Abs 1 
Z 29 vierter Fall leg cit jene Fälle, in denen zwar eine Vorlage der Abschussliste stattgefunden hat, diese Vorlage aber nicht 
ordnungsgemäß (also beispielsweise verspätet) erfolgt ist 

 

C. VERWALTUNGSGERICHTE 
 
LVwG Oö 09.01.2018, LVwG-800249 

EMRK; AVG; weil VwG die Garantien des Art 6 EMRK zu gewährleisten haben, kann bei unionsrechtskonformer Interpretati-
on der Verfahrensvorschrift des § 46 AVG, der die Unbeschränktheit der Beweismittel regelt, diese nur so verstanden werden, 
dass Beweismittel, die widerrechtlich zustande gekommen sind (wie zB, wenn ein Beschuldigter in einem Verwaltungs-
strafverfahren nicht in dieser Eigenschaft, sondern bloß als Auskunftsperson einvernommen und nicht zuvor auf sein Zeug-
nisverweigerungsrecht hingewiesen wurde), nicht verwertet werden dürfen, weil dem das Recht auf ein faires Verfahren ent-
gegensteht 

 

Hinweis: Die verlinkten Rechtssätze des LVwG Oberösterreich werden von diesem zur Verfügung gestellt. Die Langfassun-
gen der Entscheidungen können etwa zwei Monate nach dem jeweiligen Entscheidungsdatum über die Homepage des LVwG 
Oberösterreich (www.lvwg-ooe.gv.at) abgerufen werden. In gesammelter Form können diese Rechtssätze in der Online-



Zeitschrift „Spektrum der Rechtswissenschaft“ (www.spektrum-der-rechtswissenschaft.at; seit Jänner 2013) sowie im RIS ein-
gesehen werden. 

 

LVwG Vbg 05.02.2018, LVwG-318-1/2015-R13 

Vbg BauG; ist für das Baugrundstück (hier: durch Aufhebung des Flächenwidmungsplans durch den VfGH) keine Nut-
zungs- und Widmungsart festgelegt, so kann das Bauvorhaben nicht als Bauwerk iSd § 8 Vbg BauG qualifiziert werden, das 
einen Verwendungszweck hat, der eine das ortsübliche Ausmaß übersteigende Belästigung der Nachbarn erwarten lässt 

 

IV. GERICHTSHOF DER EUROPÄISCHEN UNION 
 
A. GERICHTSHOF 
 
Keine Urteile im Berichtszeitraum. 

 

B. SCHLUSSANTRÄGE 
 
Keine Schlussanträge im Berichtszeitraum. 

 

C. GERICHT 
 
Keine Urteile im Berichtszeitraum. 

 

V. EUROPÄISCHER GERICHTSHOF FÜR MENSCHENRECHTE 
 
13.02.2018, Beschwerde Nr 61064/10, Ivashchenko / Russland 

Verletzung von Art 8 EMRK (Recht auf Privat- und Familienleben); Durchsuchung des Laptops und Erstellung von Kopien 
der Daten eines Fotojournalisten (Bf) durch Zollbeamte; Inspektion der Daten erfolgte aufgrund des Anti-Extremismus-
Gesetzes; fehlende Prüfung der Gerichte, ob Voraussetzungen für die Anwendung des Gesetzes vorliegen; keine Gründe, 
die die Erstellung von Kopien der Daten rechtfertigen würden; Verletzung von Art 8 EMRK 

 

13.02.2018, Beschwerde Nr 73590/14, Tsezar ua / Ukraine 

Keine Verletzung von Art 6 EMRK (Recht auf ein faires Verfahren); keine Möglichkeit für sieben Pensionisten (Bf), ihre 
Klagen gegen die Aussetzung der Rentenzahlung bei einem Gericht in der Stadt, in der sie leben, einzubringen; Verlegung 
der Gerichte von Donezk in benachbarte Regionen aufgrund des Konflikts in der Ostukraine; keine Gründe gegeben, die es 
den Bf unmöglich machten, von Donezk in benachbarte Region zu reisen; keine Verletzung von Art 6 EMRK 
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DISCLAIMER 
 
Bundesgesetzblatt: BGBl I vollständig; im Übrigen erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, 
Aktualität und Relevanz. 
Amtsblatt der EU: Aufgenommen werden sämtliche „Gesetzgebungsakte“; bei den „Rechtsakten ohne Gesetzescharakter“ 
sowie den „Mitteilungen und Bekanntmachungen“ erfolgt eine Auswahl nach den Forschungsschwerpunkten der Institute, Ak-
tualität und Relevanz. 
Verfassungsgerichtshof: Erkenntnisse (mit Ausnahme von „Serien“) vollständig, bei den Beschlüssen erfolgt eine Auswahl 
nach Relevanz.* 
Verwaltungsgerichtshof und Verwaltungsgerichte: Auswahl nach Forschungsschwerpunkten der Institute (insb Baurecht, 
Energierecht, Gewerberecht, Hochschulwesen, Polizeirecht, Raumordnung, Technikrecht, Umweltrecht, Verwaltungsverfah-
ren, Verwaltungsstrafrecht, Verwaltungsgerichtsbarkeit, Entscheidungen mit europarechtlicher Relevanz), Aktualität und Rele-
vanz. 
Gerichtshof der EU: Vollständige Auflistung der Urteile und Schlussanträge.* 
Gericht der EU: Aufgenommen werden sämtliche Urteile mit Österreich-Bezug sowie Nichtigkeitsklagen gem Art 263 AEUV.* 
Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte: Urteile der Großen Kammer vollständig, Urteile und Beschlüsse einer 
Kammer mit Österreich-Bezug vollständig, sonstige Entscheidungen nach Aktualität und Relevanz. 
 
* Die amtliche Auswertung (Leitsätze) des jeweiligen Gerichts wird wörtlich übernommen. 
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